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01 Telefonkosten 

Die Kosten für den Unternehmensservice per Telefon variieren sehr stark und die 

Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalens hat untersucht, wie die Preisunterschiede 

zustande kommen. 

In einer Stichprobe wurden für ein zehnminütiges Telefonat beispielsweise 9,90 Euro 

fällig. Grundsätzlich sind alle Servicenummern mit der Vorwahl 0900 sehr teuer, aber 

auch 01803- und 01805-Nummern sind kostenträchtige Vorwahlen. Daher ist nicht 

nur Vorsicht geboten, sondern man sollte immer einen Blick auf die Website des Un-

ternehmens werfen, um günstige Möglichkeiten für den Servicekontakt zu finden. Die 

leicht erkennbare Festnetznummer bietet den sicheren Weg, keinen überteuerten 

Service in Anspruch zu nehmen.  

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 29.04.2011) 
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02 Durchsetzung der Rechte älterer Menschen 

Aus dem Bundestag wurde bekannt, dass die Fraktion Die Linke über die Durch-

setzung der Rechte älterer Menschen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene 

informiert werden will. In ihrer Kleinen Anfrage erkundigt sie sich unter anderem danach, 

welche Kenntnisse die Bundesregierung darüber hat, in welchen Bundesländern und 

Kommunen es einen Seniorenbeauftragten gibt. Zudem will sie wissen, wie die Regie-

rung die Forderung nach einem Seniorenbeauftragten auf Bundesebene bewertet. 

(Quelle: Heute im Bundestag – hib – Nr. 172 vom 19. April 2011) 
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03 Novellierung des Rundfunkgebühren-Staatsvertrages 

Im hib der gleichen Ausgabe wie unter 02 wird ein Arbeitspapier der Arbeitsgruppe 

Behindertenpolitik des dbb zur Rundfunkgebührenbefreiung abgedruckt. Auch hier 

wird der Einsatz des dbb in der Schwerbehindertenpolitik deutlich: 

Die Mitgliederversammlung der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe der Men-

schen mit Behinderung und chronischer Erkrankung stellt fest: 

Nach dem neuen Modell eines Rundfunkbeitrages (15. Rundfunk-

Änderungsstaatsvertrag), das ab Januar 2013 gelten soll, zahlt nur eine Minderheit 

mehr, als nach der jetzt gültigen Rundfunkgebührenordnung. Insbesondere sind von 

der neuen Regelung betroffen: 

 blinde und stark sehbehinderte Menschen, 

 hörgeschädigte Menschen, die gehörlos sind oder denen eine ausreichende 

Verständigung über das Gehör mit Hörhilfen nicht möglich ist und 

 Menschen, deren Grad der - auch körperlichen - Behinderung 80 % beträgt. 

Das sind ca. 580.000 Menschen, denen durch ein „RF" im Behindertenausweis Rund-

funk-Gebührenbefreiung zugesagt ist. 

Die Mitgliederversammlung weist auf Folgendes hin: 

1. Die Rundfunkgebühren-Befreiung ist kein „systemfremder Befreiungsgrund". Es 

wird bei der Begründung für eine Streichung der Befreiung Bezug genommen 

auf ein altes Urteil des Bundessozialgerichtes (BSG) aus dem Jahr 2000, in dem 

der Gleichheitsgrundsatz aufgeworfen wurde. In einem späteren Urteil des BSG 

aus 2007 wird ein mehr auf Integration (Teilhabe) zielendes Verständnis des 

Begriffs „Nachteilsausgleich" zugrunde gelegt. Warum soll dieses Urteil keine 

Rolle spielen? 

2. Maßnahmen für einen barrierefreien Zugang zu allen Informationen, zur Teil-

nahme an kulturellen und anderen Veranstaltungen, stecken in den ersten An-

fängen: Gebärdensprach-Dolmetschung wird lediglich bei den Phönix-

Nachrichten angeboten. Sendungen mit Audiodeskription (Bildbeschreibung) 

sind selten. 

3. Menschen mit schwerer Körperbehinderung sind oft wegen des nicht vorhande-

nen barrierenfreien öffentlichen Nahverkehrs und der nicht barrierefreien Ver-

anstaltungsorte nicht in der Lage, Kinos, Theater, Museen o. a. zu besuchen. 

Sie sind im Wesentlichen auf den Rundfunk angewiesen, um wenigsten die In-

formationen aus dem öffentlichen Leben mitzubekommen. 

4.  Barrieren abzubauen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, für die spezielle 

Behinderungsgruppen nicht herangezogen werden können. 

Die Rundfunkgebührenbefreiung ist ein seit vielen Jahren bewährter, behinderungs-

spezifischer Nachteilsausgleich. Er ist im Übrigen nur ein kleiner Ausgleich für die 

nicht mögliche Teilhabe an der Gesellschaft, die für nicht behinderte Menschen eine 

Selbstverständlichkeit ist. 

Die Mitgliederversammlung spricht sich entschieden gegen die Pläne aus, in 

Zukunft auch Menschen mit Behinderungen, die bisher aus gutem Grund von 

der Rundfunkgebührenpflicht befreit wurden, künftig dazu heranziehen zu 
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wollen. 

 

gez. Geesken Wörmann, Vorsitzende der LAG SELBSTHILFE NRW e. V 

Seitenanfang 

 

04 Bundesrat: Länder wollen Vermittlung schwerbehinderter Menschen er-

leichtern 

Die stellvertretende Bundesvorsitzende, Frau Schäffler-Kroner, ließ der Redaktion 

die folgende Beschlussfassung des DPolG-Mitglieds Frank Richter zukommen, die 

vom Fachverband an den Bundesrat ging: 

„Der Bundesrat möchte dafür sorgen, dass die Bundesagentur für Arbeit künftig wie-

der Aufträge zur Vermittlung schwerbehinderter Menschen an Integrationsfachdiens-

te freihändig vergeben kann. In einer heute angenommenen Entschließung fordert 

er die Bundesregierung auf, durch entsprechende Rechtsänderungen hierfür Sorge 

zu tragen. Zur Begründung führen die Länder aus, dass das Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales es derzeit als notwendig ansieht, entsprechende Leistungen 

auszuschreiben. Aus ihrer Sicht sind Ausschreibungen aber nicht geeignet, erfolg-

reich die individuellen Dienstleistungen der Vermittlung und Begleitung schwerbe-

hinderter Menschen am Arbeitsmarkt zu organisieren. Erfolgreiche Arbeit in diesem 

Bereich setze Kontinuität der Ansprechpartner voraus. Die Beschäftigung schwer-

behinderter Menschen basiere nicht selten auf dem Vertrauen zwischen Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer, dass mit dem Integrationsfachdienst ein verlässlicher Ansprech-

partner besteht Demgegenüber führten Ausschreibungen zu wechselnden Anbie-

tern, was den Vermittlungserfolg behindere.“ 

Drucksache 145/11 (Beschluss)  

Viele Grüße, Frank Richter, Fachverband Bundespolizei 
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05 Rentengerechtigkeit: Schreiben von Petra Pau, MdB, an den Bundesvorsit-

zenden des BRH 

Am 26. April 2011 schrieb Frau Pau folgende Stellungnahme an Herrn Berberich. 

Sie fügte dem Schreiben drei Anträge bei, die die Linksfraktion in Form einer so ge-

forderten Beschlussfassung im Bundestag eingegeben hat. Diese betreffen 1. Die 

Korrektur der Überleitung von DDR-Alterssicherungen in bundesdeutsches Recht, 2. 

Gerechte Alterseinkünfte für Beschäftigte im Gesundheits- und Sozialwesen und 3. 

Eine gerechte Angleichung der Renten in Ostdeutschland. 

 

Sehr geehrter Herr Berberich, 

gemeinsam mit vielen Kolleginnen und Kollegen aus meiner Fraktion habe ich im 

vergangenen Jahr mehrere Anträge in den Bundestag mit dem Ziel eingebracht, die 

auch 20 Jahre nach der Deutschen Einheit bestehende Rentenungerechtigkeit zu 

entschärfen. Zu unserem großen Bedauern wurden die Vorlagen, die auf eine Besei-

tigung des Unrechts bei einzelnen Berufs- und sozialen Gruppen in Folge der Ren-

tenüberleitung abzielten, nach der abschließenden Beratung im Plenum am 24. Feb-

ruar 2011 mehrheitlich abgelehnt. 

Während SPD und Bündnis 90/Die Grünen immerhin die Position der LINKEN teilen, 
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dass es Ungerechtigkeiten bedingt durch ein unterschiedliches Rentenrecht in Ost 

und West gibt -. und dennoch unsere Initiativen ablehnten, so sehen CDU, CSU und 

FDP in der Überleitung des Rentensystems „eine Erfolgsgeschichte der Deutschen 

Einheit". Dass dies nicht den individuellen Erfahrungen vieler Rentnerinnen und 

Rentner entspricht, wissen Sie besser als ich. 

Hinsichtlich der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesundheitswesen der DDR 

argumentierten Abgeordnete der Regierungskoalition, dass diese Berufsgruppe 

auch in den alten Bundesländern nicht gut verdient hätte und eine die ostdeutschen 

Rentnerinnen begünstigende Regelung deshalb zu neuen Ungerechtigkeiten führen 

würde. 

In einem weiteren Antrag fordern wie die Anhebung des Rentenwertes Ost an den 

aktuellen Rentenwert. Nach der ersten Lesung am 17. März 2011 wurde diese Vor-

lage in die Ausschüsse verwiesen. 

Zu Ihrer Information füge ich die drei Anträge der Linksfraktion bei. 

Ich kann Ihnen versichern, dass DIE LINKE auch nach der Ablehnung unserer An-

träge weiterhin dafür eintreten wird, dass Rentnerinnen und Rentner in Ost und 

West ein menschenwürdiges Leben im Alter führen können. 

Mit freundlichen Grüßen, Petra Pau, MdB 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Telefon: +49 30 227-71095 Fax: +49 30 227-70095 petra.pau@bundestag.de 

 

Dem interessierten Leser stellt die BGSt auf Anfrage gerne die drei Anträge zur Ver-

fügung. 
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06   Steuerliche Absetzbarkeit von behinderungsbedingten Umbaukosten 

Der Bundesvorsitzende des dbb äußert sich mit Schreiben vom 14. April 2011 – an 

die Landesbünde und die Mitgliedsgewerkschaften gewandt – zum Urteil des 

Bundesfinanzhofes bezüglich behinderungsbedingter Umbaukosten wie folgt: 

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

 

der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem jetzt veröffentlichten Urteil vom 24.02.11 

entschieden, dass behinderungsbedingte Umbaukosten als außergewöhnliche 

Belastungen von der Steuer absetzbar sind (Az VI R 16/10). 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte darüber zu entscheiden, ob die Kosten für den 

behinderungsgerechten Umbau eines Hauses nach § 33 Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) als außergewöhnliche Belastung von der Steuer 

abgesetzt werden können. Nach § 33 Abs. 1 EStG wird die Einkommensteuer auf 

Antrag in bestimmtem Umfang ermäßigt, wenn einem Steuerpflichtigen zwangsläufig 

größere Aufwendungen als der überwiegenden Mehrzahl der Steuerpflichtigen 

gleicher Einkommensverhältnisse, gleicher Vermögensverhältnisse und gleichen 

Familienstandes erwachsen. 

mailto:petra.pau@bundestag.de
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Im Streitfall hatte der Kläger, dessen Tochter von Geburt an schwerbehindert ist 

(Grad der Behinderung 100%), ein altes Haus erworben und für 193.800 Euro 

behindertengerecht umgebaut und modernisiert. Von diesen Kosten wollte der 

Kläger für das Jahr 2006 rund 30.000 Euro und für das Jahr 2007 rund 4.000 Euro 

an Umbaukosten für den von dem behinderten Kind genutzten Wohnraum als 

außergewöhnliche Belastungen steuerlich geltend machen. Das zuständige 

Finanzamt hatte diese Belastungen jedoch nicht anerkannt, da der Kläger aufgrund 

der Umbaumaßnahmen einen Gegenwert erhalten habe. Dieser Sichtweise hatten 

sich die vorinstanzlichen Gerichte angeschlossen. 

Der BFH befand jedoch, dass es sich bei den strittigen Mehraufwendungen um 

außergewöhnliche Belastungen im Sinne des S 33 Abs. 1 EStG handelt und hob 

das angefochtene Urteil auf. In seinem Urteil stellte der BFH weiterhin fest, dass 

solche Mehraufwendungen auch dann von der Steuer abziehbar sein können, wenn 

die bauliche Gestaltung langfristig geplant wird. Für eine steuerliche Anerkennung 

ist es also nicht erforderlich, dass die Behinderung auf einem nicht vorhersehbaren 

Ereignis beruht und deshalb ein schnelles Handeln des Steuerpflichtigen oder 

seiner Angehörigen geboten ist. 

Der BFH weist in seinem Urteil darauf hin, dass die besagten Mehraufwendungen 

beim Umbau weder durch den Grund- oder Kinderfreibetrag (§ 32a Abs. 1 EStG, § 

32 Abs. 6 EStG) noch durch den Behinderten- und Pflege-Pauschbetrag abgegolten 

werden. Sie stünden hingegen so stark unter dem Gebot der sich aus der Situation 

ergebenden Zwangsläufigkeit, dass der höhere Gegenwert des umgebauten Hauses 

in Anbetracht der Gesamtumstände in den Hintergrund trete. Auch die Frage nach 

zumutbaren Handlungsalternativen stelle sich in solchen Fällen nicht. 

Allerdings macht der BFH darauf aufmerksam, dass nicht die gesamten 

Aufwendungen für den von dem Kranken oder Behinderten genutzten Wohnraum als 

außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig sind, sondern nur die auf die 

krankheits- oder behindertengerechte Ausgestaltung des individuellen Wohnumfelds 

beruhenden Mehrkosten. Insofern obliegt es den zuständigen Finanzgerichten, unter 

Hinzuziehung von Sachverständigen zu prüfen, welche baulichen Maßnahmen durch 

die Behinderung des Steuerpflichtigen oder eines seiner Angehörigen veranlasst 

sind und welche Kosten darauf entfallen. 

 

Mit kollegialen Grüßen, Peter Heesen (Bundesvorsitzender) 
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